
Verordnung zum Schutz vor 
Neuinfizierungen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2

(Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO)

Vom 7. Januar 2021

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit § 28 
Absatz 1, § 28a Absatz 1, 3 bis 6, § 73 Absatz 
1a Nummer 6 und 24 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 
zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des 
Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 
2397) geändert, § 28a durch Artikel 1 Nummer 
17 des Gesetzes vom 18. November 2020 
(BGBl. I S. 2397) eingefügt, § 73 Absatz 1a 
Nummer 6 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 26 
des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 
1010) und § 73 Absatz 1a Nummer 24 zuletzt 
durch Artikel 1 Nummer 23 des Gesetzes vom 
18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert
worden sind, sowie von § 10 des 
Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 
14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) verordnet 
das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales:

§ 1 Allgemeine Grundsätze

(1) Zur Fortsetzung der Bekämpfung der 
SARS-CoV-2-Pandemie und insbesondere zur 
Gewährleistung ausreichender medizinischer 
Versorgungskapazitäten werden mit dieser 
Verordnung Maßnahmen angeordnet, die die 
Infektionsgefahren wirksam und zielgerichtet 
begrenzen und Infektionswege nachvollziehbar
machen.

(2) Jede in die Grundregeln des 
Infektionsschutzes einsichtsfähige Person ist 
verpflichtet, sich so zu verhalten, dass sie sich 
und andere keinen vermeidbaren 
Infektionsgefahren aussetzt.

(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
orientieren sich bei den von ihnen 
aufzustellenden Regelungen für Gottesdienste 
und andere Versammlungen zur 
Religionsausübung an den entsprechenden 
Regelungen dieser Verordnung. Sie 
entscheiden unter Berücksichtigung des 
lokalen Infektionsgeschehens, inwieweit 
Versammlungen in Präsenz durchgeführt 
werden können, und informieren die vor Ort 
zuständigen Behörden. Sie sichern die 
Einhaltung des Mindestabstands, begrenzen 
die Teilnehmerzahl, führen ein 
Anmeldeerfordernis für solche 
Zusammenkünfte ein, bei denen 
Besucherzahlen zu erwarten sind, die zu einer 
Auslastung der Kapazitäten führen könnten, 

verpflichten die Teilnehmer zum Tragen einer 
Alltagsmaske auch am Sitzplatz, erfassen die 
Kontaktdaten der Teilnehmer und verzichten 
auf Gemeindegesang. Die vorgelegten 
Regelungen der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften treten für den 
grundrechtlich geschützten Bereich der 
Religionsausübung an die Stelle der 
Regelungen dieser Verordnung. Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, die keine 
entsprechenden Regelungen vorlegen, 
unterfallen auch für Versammlungen zur 
Religionsausübung den Regelungen dieser 
Verordnung. Die Rechte der nach § 17 Absatz 
1 zuständigen Behörden zu Anordnungen im 
Einzelfall bleiben unberührt.

(4) Betriebe, Unternehmen, Behörden und 
andere Arbeitgeber haben die Regelungen 
dieser Verordnung zu beachten, soweit ein 
Kontakt zwischen Beschäftigten und 
Kundinnen, Kunden oder ihnen vergleichbaren 
Personen besteht. Unabhängig von solchem 
Kontakt ist in geschlossenen Räumen eine 
Alltagsmaske nach § 3 Absatz 1 zu tragen; 
dies gilt vorbehaltlich weitergehender 
arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben, 
betrieblicher Infektionsschutzkonzepte oder 
konkreter behördlicher Anordnungen nicht am 
Arbeitsplatz, sofern ein Abstand von 1,5 
Metern zu weiteren Personen sicher 
eingehalten werden kann. Im Übrigen richten 
sich die Vorgaben für die Arbeitswelt 
einschließlich der betrieblichen und 
überbetrieblichen praktischen Ausbildung nach
den Anforderungen des Arbeitsschutzes und 
weiteren einschlägigen Rechtsvorschriften. 
Das jeweils aktuelle Infektionsgeschehen ist 
dabei zu berücksichtigen. Insbesondere sollten
nicht erforderliche Kontakte in der Belegschaft 
und mit Kunden möglichst vermieden (zum 
Beispiel durch die Nutzung besonderer 
Schutzeinrichtungen und großzügige Nutzung 
von Heimarbeit), allgemeine 
Hygienemaßnahmen umgesetzt und die 
Infektionsrisiken bei erforderlichen Kontakten 
durch besondere Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen minimiert werden.

(5) Öffentlicher Raum im Sinne dieser 
Verordnung sind alle Bereiche mit Ausnahme 
des nach Art. 13 Absatz 1 des Grundgesetzes 
geschützten Bereichs.

(6) Weitergehende Anforderungen nach 
anderen Rechtsvorschriften wie zum Beispiel 
dem Arbeitsschutzrecht oder der Verordnung 
zur Verhütung übertragbarer Krankheiten 
(Hygieneverordnung NRW) bleiben unberührt 
und sind neben den Regelungen dieser 
Verordnung zu beachten.

(7) Die besonderen Regelungen der 
Coronabetreuungsverordnung insbesondere 



für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflegestellen und Schulen bleiben 
unberührt.

(8) Soweit die Regelungen dieser Verordnung 
bestimmte Veranstaltungen, Angebote und 
Tätigkeiten untersagen, gilt dies nicht für rein 
digitale Formate, bei denen die teilnehmenden 
oder leistungserbringenden Personen sich 
nicht am selben Ort befinden und ein Kontakt 
deshalb ausgeschlossen ist.

§ 2 Kontaktbeschränkung, Mindestabstand,
Alkoholverbot

(1) Partys und vergleichbare Feiern sind 
generell untersagt.

(1a) Ansammlungen und ein Zusammentreffen
von Personen sind im öffentlichen Raum nur 
zulässig, wenn nach den nachfolgenden 
Regelungen der Mindestabstand unterschritten
werden darf oder wenn die Ansammlung oder 
das Zusammentreffen nach anderen 
Vorschriften dieser Verordnung unter Wahrung
des Mindestabstands ausdrücklich zulässig ist.

(1b) Im öffentlichen Raum ist zu allen anderen 
Personen grundsätzlich ein Mindestabstand 
von 1,5 Metern (Mindestabstand) einzuhalten, 
soweit in dieser Verordnung nichts anderes 
bestimmt ist oder die Einhaltung des 
Mindestabstands aus medizinischen, 
rechtlichen, ethischen oder baulichen Gründen
nicht möglich ist.

(2) Der Mindestabstand darf unterschritten 
werden

1. zwischen Personen des eigenen 
Hausstandes,

1a. beim Zusammentreffen von Personen 
eines Hausstandes mit höchstens einer Person
aus einem anderen Hausstand, die von zu 
betreuenden Kindern aus ihrem Hausstand 
begleitet werden kann,

2. wenn dies zur Begleitung und 
Beaufsichtigung minderjähriger und 
unterstützungsbedürftiger Personen oder aus 
betreuungsrelevanten Gründen erforderlich ist 
sowie zur Wahrnehmung von 
Umgangsrechten,

3. bei der Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern in Kindertageseinrichtungen, der 
Kindestagespflege und heilpädagogischen 
Einrichtungen sowie bei Angeboten der 
Kinderbetreuung in besonderen Fällen 
(Brückenprojekte) nach Maßgabe der 
Coronabetreuungsverordnung,

4. in Schulklassen, Kursen und festen Gruppen
der Ganztagsbetreuung in öffentlichen 

Schulen, Ersatzschulen und 
Ergänzungsschulen im Sinne des 
Schulgesetzes NRW einschließlich schulischer
Veranstaltungen außerhalb der Schulgebäude 
nach Maßgabe der 
Coronabetreuungsverordnung,

5. durch Kinder bei der Nutzung von 
Spielplätzen im Freien,

6. bei der Nutzung von Beförderungsleistungen
des Personenverkehrs und seiner 
Einrichtungen,

7. in Einsatzsituationen von 
Sicherheitsbehörden, Feuerwehr, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz,

8. bei zwingenden Zusammenkünften zur 
Berufsausübung,

9. bei den nach dieser Verordnung zulässigen 
dringend erforderlichen Veranstaltungen zur 
Jagdausübung bezogen auf feste und 
namentlich dokumentierte Gruppen von jeweils
höchstens fünf Personen innerhalb der 
Gesamtgruppe der Teilnehmer,

10. zwischen nahen Angehörigen bei 
Beerdigungen und standesamtlichen 
Trauungen sowie Zusammenkünften 
unmittelbar vor dem Ort der Trauung.

(3) Soweit dies zur bestimmungsgemäßen 
Nutzung von nach dieser Verordnung 
zugelassenen Einrichtungen und Angeboten 
erforderlich ist, kann auf die Einhaltung des 
Mindestabstands verzichtet werden, wenn zur 
vollständigen Verhinderung von 
Tröpfcheninfektionen geeignete 
Schutzmaßnahmen (bauliche Abtrennung, 
Abtrennung durch Glas, Plexiglas oder 
ähnliches) vorhanden sind oder die Pflicht zum
Tragen einer Alltagsmaske nach § 3 besteht. 
Dasselbe gilt für Ausbildungstätigkeiten oder 
Dienstleistungen, bei denen der 
Mindestabstand nicht eingehalten werden kann
(körpernahe Ausbildungen, körpernahe 
Dienstleistungen).

(4) Abweichend von Absatz 1b müssen 
Personen, die Blasinstrumente spielen oder 
singen, einen Mindestabstand von 2 Metern 
untereinander und zu anderen Personen 
einhalten.

(5) Im öffentlichen Raum ist der Verzehr von 
alkoholischen Getränken untersagt.

…



§ 4a Rückverfolgbarkeit

(1) Die einfache Rückverfolgbarkeit ist 
sichergestellt, wenn die für das Angebot, die 
Einrichtung oder Dienstleistung 
verantwortlichen Person alle anwesenden 
Personen (Gäste, Mieter, Teilnehmer, 
Besucher, Kunden, Nutzer und so weiter) mit 
deren Einverständnis mit Name, Adresse und 
Telefonnummer sowie – sofern es sich um 
wechselnde Personenkreise handelt – 
Zeitraum des Aufenthalts beziehungsweise 
Zeitpunkt von An- und Abreise schriftlich 
erfasst und diese Daten für vier Wochen 
aufbewahrt. Die besondere Rückverfolgbarkeit 
ist sichergestellt, wenn die nach Satz 1 
verantwortliche Person zusätzlich zur 
Erhebung der Daten nach Satz 1 einen 
Sitzplan erstellt und für vier Wochen 
aufbewahrt. In dem Sitzplan ist zu erfassen, 
welche anwesende Person wo gesessen hat.

(2) Die einfache Rückverfolgbarkeit ist 
sicherzustellen

1. bei der Nutzung von Sitz- beziehungsweise 
Stehplätzen in zulässigen gastronomischen 
Einrichtungen,

2. bei körpernahen Dienstleistungen und 
körpernahen Ausbildungstätigkeiten im Sinne 
des § 2 Absatz 3 Satz 2,

3. bei der nach dieser Verordnung zulässigen 
Nutzung von Angeboten eines 
Beherbergungsbetriebs,

4. für Kurse, Klassengemeinschaften und 
weitere Angebote in Schulungs- und 
Bildungsangeboten nach § 6 und § 7,

5. in Bibliotheken, einschließlich 
Hochschulbibliotheken, und Archiven,

6. beim praktischen Fahrunterricht,

7. bei nach dieser Verordnung zulässigen 
Versammlungen und Veranstaltungen in 
geschlossenen Räumen sowie bei zulässigen 
Veranstaltungen zur Jagdausübung,

8. beim Unterschreiten des Mindestabstands 
für nahe Angehörige bei Beerdigungen, 
standesamtlichen Trauungen und 
Zusammenkünften unmittelbar vor dem Ort der
Trauung. Der gesonderten Erfassung von 
Adresse und Telefonnummer bedarf es nicht, 
wenn diese Daten für den Verantwortlichen 
bereits verfügbar sind, wie beispielsweise bei 
Beschäftigten, die eine Betriebskantine oder 
eine vergleichbare Einrichtung nutzen.

(3) Die besondere Rückverfolgbarkeit ist 
sicherzustellen für Kurse und 
Klassengemeinschaften in Schul- und 
Bildungsangeboten nach § 6 und § 7, bei 
Veranstaltungen und Versammlungen nach § 

13 Absatz 2 Nummer 2 sowie bei Sitzungen 
nach § 13 Absatz 2 Nummer 3, wenn 
zulässigerweise die Mindestabstände 
zwischen den Sitzplätzen nicht eingehalten 
werden.

(4) Die in den vorstehenden Absätzen 
genannten personenbezogenen Daten sind 
nach den geltenden datenschutzrechtlichen 
Vorschriften zu verarbeiten, insbesondere vor 
dem Zugriff Unbefugter zu sichern und nach 
Ablauf von vier Wochen vollständig 
datenschutzkonform zu vernichten. Die für die 
Datenerhebung gemäß Absatz 1 
Verantwortlichen können zusätzlich eine 
digitale Datenerfassung anbieten, haben dabei
aber sämtliche Vorgaben des Datenschutzes 
(insbesondere bei der Fremdspeicherung von 
Daten) und die vollständige 
datenschutzkonforme Löschung der Daten 
nach vier Wochen in eigener Verantwortung 
sicherzustellen. Zudem sind die Daten im 
Bedarfsfall jederzeit der zuständigen Behörde 
auf Verlangen kostenfrei in einem von ihr 
nutzbaren Format, auf Anforderung auch 
papiergebunden, zur Verfügung zu stellen. 
Personen, die in die digitale Datenerfassung 
nicht einwilligen, ist in jedem Fall eine nur 
papiergebundene Datenerfassung anzubieten.

(5) Die Regelungen zur Rückverfolgbarkeit 
gelten nicht, soweit gesetzlich eine Anonymität
der Personen, die ein Angebot in Anspruch 
nehmen beziehungsweise eine Einrichtung 
aufsuchen, vorgesehen ist.

…

§ 13 Veranstaltungen und Versammlungen

(1) Veranstaltungen und Versammlungen, die 
nicht unter besondere Regelungen dieser 
Verordnung fallen, sind untersagt.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind unter 
Beachtung der Regelungen der §§ 2 bis 4a 
zulässig

1. Versammlungen nach dem 
Versammlungsgesetz,

2. Veranstaltungen, die der Grundversorgung 
der Bevölkerung, der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der 
Daseinsfür- und -vorsorge (insbesondere 
Aufstellungsversammlungen von Parteien zu 
Wahlen und Vorbereitungsversammlungen 
dazu sowie Blut- und 
Knochenmarkspendetermine) zu dienen 
bestimmt sind und aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht auf einen 



Zeitraum nach dem 31. Januar 2021 verlegt 
werden können,

3. Sitzungen von rechtlich vorgesehenen 
Gremien öffentlich-rechtlicher und 
privatrechtlicher Institutionen, Gesellschaften 
und Wohnungseigentümergemeinschaften, 
Parteien oder Vereine

a) mit bis zu zwanzig Personen, wenn sie nicht
als Telefon- oder Videokonferenzen 
durchgeführt werden können,

b) mit mehr als zwanzig, aber höchstens 250 
Personen in geschlossenen Räumen 
beziehungsweise 500 Personen unter freiem 
Himmel, nur nach Zulassung durch die 
zuständigen Behörden, wenn die Sitzung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen vor 
dem 1. Februar 2021, in Präsenz und mit der 
vorgesehenen Personenzahl durchgeführt 
werden muss,

4. Veranstaltungen zur Jagdausübung, wenn 
die zuständige untere Jagdbehörde feststellt, 
dass diese zur Erfüllung des 
Schalenwildabschusses oder zur 
Seuchenvorbeugung durch Reduktion der 
Wildschweinpopulation vor dem 31. Januar 
2021 dringend erforderlich sind,

5. Beerdigungen und

6. standesamtliche Trauungen.

Die behördliche Zulassung nach Satz 1 
Nummer 3 setzt bei mehr als 100 Teilnehmern 
ein Hygiene- und Infektionsschutzkonzept 
voraus. Gemeinsames Singen der Teilnehmer 
ist unzulässig.

(3) Große Festveranstaltungen sind untersagt. 
Große Festveranstaltungen in diesem Sinne 
sind in der Regel

1. Volksfeste nach § 60b der Gewerbeordnung
(einschließlich Kirmesveranstaltungen und 
ähnlichem),

2. Stadt-, Dorf- und Straßenfeste,

3. Schützenfeste,

4. Weinfeste und

5. ähnliche Festveranstaltungen.

…

§ 19 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 
Evaluation

(1) Diese Verordnung tritt am 11. Januar 2021 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Januar 2021 
außer Kraft.

(2) Die Landesregierung überprüft die 
Erforderlichkeit und Angemessenheit der 
Regelungen fortlaufend und passt die 
Regelungen insbesondere dem aktuellen 
Infektionsgeschehen und den aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Verlauf 
der Covid-19-Pandemie an.

Düsseldorf, den 7. Januar 2021

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef L a u m a n n


